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Herzlich Willkommen
zur Sitzung

der Gemeindevertretung

Biblis, den 18. September 2019
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Mitteilungen und Anfragen
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VL-98/2019 Hessisches Plädoyer für ein solidarisches Zusammenleben

Sach-/Rechtslage
Mit Schreiben vom 26.06.2019 hat sich der geschäftsführende Direktor des Hessischen
Städte- und Gemeindebund e.V. an alle Stadtverordnetenvorsteher/innen und Vorsitzenden
der Gemeindevertretungen der Mitgliedskommunen gewandt und dafür geworben, dass die
Parlamente sich dem „Hessischen Plädoyer für ein solidarisches Zusammenleben“
anschließen (siehe beigefügtes Schreiben des HSGB).
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VL-98/2019 Hessisches Plädoyer für ein solidarisches Zusammenleben

Sach-/Rechtslage
Das „Hessisches Plädoyer für ein solidarisches Zusammenleben" (Anlage) ist eine eindring-
liche Erklärung, mit der sich am 10. Mai 2019 Vertreter*innen eines sehr breiten Spektrums
der hessischen Zivilgesellschaft an die hessische Öffentlichkeit gewandt haben. 48 Erstunter-
zeichner*innen, darunter führende Persönlichkeiten aus Verbänden und Institutionen,
kommunalen Spitzenverbänden, Religionsgemeinschaften und Kirchen, Wirtschaft, Gewerk-
schaften, Wohlfahrt, Sport, Kunst und Kultur, haben hier ein Zeichen gesetzt: Für eine offene,
demokratische und solidarische Gesellschaft, die Unterschiede und Vielfalt als Reichtum
begreift. Gegen Diskriminierung und Hetze.
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Die Würde des Menschen zu schützen ist Sinn der Demokratie
Hessisches Plädoyer für ein solidarisches Zusammenleben

„Wer aber vor der Vergangenheit die Augen verschließt, wird blind
für die Gegenwart. Wer sich der Unmenschlichkeit nicht erinnern

will, der wird wieder anfällig für neue Ansteckungsgefahren.“
Richard von Weizsäcker

1. Die Würde des Menschen zu schützen ist Sinn der Demokratie. „Die Menschen-
würde ist unantastbar“ - dieser Grundsatz ist die erste und oberste Norm unseres
demokratischen Staates. Er unterliegt einem absoluten Schutzgebot. Er ist
Leitgedanke allen staatlichen Handelns und des gesellschaftlichen Zusammen-
lebens und ist nach allem, was durch Deutsche an Unmenschlichkeit und Hass
geschehen ist, nicht verhandelbar. Es geht um das Recht auf Leben, auf körperliche
Unversehrtheit und um Freiheit als Kern der Menschenwürde, aber auch um
Gleichheit, Respekt und Teilhabe in unserer Gesellschaft. Unsere Unterschiede und
unsere kulturelle Vielfalt begreifen wir als Chance und Reichtum.

6 GV 18. September 2019

2. Gegenwärtig findet eine dramatische politische Verschiebung statt. Rassismus und
Menschenfeindlichkeit sind in erschreckendem Maße gesellschaftsfähig geworden.
Was gestern noch undenkbar war und als unsagbar galt, wird derzeit Realität. Viele
Teile Europas sind von einer nationalistischen Stimmung, von Ausgrenzung und
Entsolidarisierung erfasst. Widerspruch wird gezielt als realitätsfremd diffamiert,
solidarisches Handeln von einzelnen Regierungen kriminalisiert. Humanität und
Menschenrechte, Religionsfreiheit und demokratischer Rechtsstaat werden offen
angegriffen. Es ist ein Angriff, der uns allen gilt.

3. Wir treten für eine offene, demokratische und solidarische Gesellschaft ein und
wollen den gesellschaftlichen Zusammenhalt auf der Grundlage von
Menschenwürde, Menschenrechten und sozialer Gerechtigkeit fördern. Wir treten
jeder Form von Demokratiefeindlichkeit, Hass, Hetze, Diskriminierung, Rassismus,
Antisemitismus und Erniedrigung entgegen. Wir wollen noch stärker als bisher die
Anerkennung von Verschiedenheit mit dem Engagement gegen Ungleichheit
verbinden, in Deutschland, in Europa und weltweit.
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4. Wir setzen uns ein für ein offenes, demokratisches und solidarisches Europa, das
der zunehmenden sozialen Ungleichheit stärker als bisher entgegenarbeitet. Wir
verteidigen das Recht auf Leben und das Recht auf Schutz und Asyl. Wir engagieren
uns für ein Europa, das sich auch seinem kolonialen Erbe stellt und seiner
Verantwortung für eine solidarische Weltgesellschaft gerecht wird. Gerade in der
Zeit der Krise gibt es keinen anderen Weg als die Solidarität zwischen den
Menschen.

5. Wir wollen beitragen zu einem zukunftsfähigen Verständnis unserer Demokratie,
das sich für bisher ausgeschlossene Menschen öffnet. Wir wollen neu verhandeln,
was ein gutes demokratisches Miteinander ausmacht – ohne zum Beispiel
Menschen mit Flucht- oder Migrationsgeschichte auszuschließen. Wir setzen uns
für eine demokratische und gewaltfreie Streitkultur ein. Und wir schreiten ein,
wenn die Grenzen eines guten, fairen und demokratischen Miteinanders verletzt
werden.
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Wir verpflichten uns, einen Diskussionsprozess zur Weiterentwicklung unserer
Demokratie anzustoßen und mitzutragen. Dabei stehen wir ein für Ehrlichkeit –
auch gegenüber Fehlern, die im Miteinander einer sich schnell verändernden
Gesellschaft gemacht werden.
Wir sehen dieses Hessische Plädoyer als Auftakt eines Prozesses. Wir wünschen
uns, dass sich eine breite demokratische Mehrheit unseres Landes daran beteiligt.
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VL-98/2019 Hessisches Plädoyer für ein solidarisches Zusammenleben

Beschlussentwurf

Die Gemeindevertretung Biblis schließt sich dem Hessischen Plädoyer für ein solidarisches
Zusammenleben uneingeschränkt an. Mit dem Beschluss tritt die Gemeindevertretung jeder
Form von Demokratiefeindlichkeit, Hass, Hetze, Diskriminierung, Rassismus, Antisemitismus
und Erniedrigung entgegen. Des Weiteren legt die Gemeindevertretung ein Bekenntnis ab,
keine persönlichen Angriffe, Erniedrigungen und Verunglimpfungen in der Kommunalpolitik
zu akzeptieren.
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FA-8/2019 Antrag der FLB-Fraktion vom 19.08.2019
hier: Akteneinsichtsausschuss

Sach- und Rechtslage:

Mit Schreiben vom 19.08.2019 (Eingang bei der Verwaltung am 20.08.2019) beantragt die FLB-
Fraktion die Einsetzung eines Akteneinsichtsausschusses.
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FA-8/2019 Antrag der FLB-Fraktion vom 19.08.2019
hier: Akteneinsichtsausschuss

Beschlussentwurf
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VL-94/2019 Fortschreibung des Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes (ISEK)
hier: Verabschiedung der Handlungsschwerpunkte und des Kostenrahmens

Sach-/Rechtslage

Es wird auf die VL-88/2018 verwiesen.
Mit dem Schreiben des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen vom
17.06.2019 ist das integrierte städtebauliche Entwicklungskonzept (ISEK) der Gemeinde Biblis
anerkannt worden. Die Anerkennung ist an die im Folgenden genannten Auflagen geknüpft:
• Das ISEK ist um einen parzellenscharfen Plan des Fördergebiets einschließlich Gebietserweiterung

zu ergänzen.
• Einzelmaßnahme 4.M.1: Korrektur des Kosten- und Finanzierungsplan bezüglich der Umsetzung

eines energetischen Quartierskonzepts für kleinräumige Strom- und Wärmeversorgung und der
Beauftragung eines Sanierungsmanagers.

• Der Kosten- und Finanzierungsplan ist zu vervollständigen: Mittelzuwendungen durch
Zuwendungsbescheide sind von 2017 bis 2026 möglich, ab dem Jahr 2027 bis einschließlich 2030
erfolgt die Abfinanzierung der Gesamtmaßnahme sowie der Schlussverwendungsnachweis.
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VL-94/2019 Fortschreibung des Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes (ISEK)
hier: Verabschiedung der Handlungsschwerpunkte und des Kostenrahmens

Beschlussentwurf:

1. Das fortgeschriebene Integrierte Stadtentwicklungskonzept (ISEK) von August 2019 wird als
grundsätzlicher und ganzheitlicher Orientierungsrahmen der zukünftigen Stadtentwicklung
beschlossen. Das ISEK ist von Politik und Verwaltung bei allen Planungen, Projekten und
Maßnahmen sowie bei allen relevanten Fachplanungen im Sinne des §1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB
(Baugesetzbuch) zu berücksichtigen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, auf der Grundlage der fachlichen und räumlichen
Handlungsschwerpunkte – soweit erforderlich – weiterführende Fachkonzepte bzw.
teilräumliche Entwicklungskonzepte zu erarbeiten und zur Beschlussfassung vorzulegen. Im
Übrigen sollen unter Berücksichtigung gegenwärtiger und zukünftiger Förderprogramme aus
dem ISEK zügig Maßnahmenprogramme abgeleitet und zur jeweils erforderlichen Beratung
vorgelegt werden.
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VL-93/2019 Städtebauförderungsprogramm Stadtumbau in Hessen
hier: Festlegung des Stadtumbaugebiets

Sach- und Rechtslage:

Mit dem Schreiben des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und
Wohnen vom 17.06.2019 ist das integrierte städtebauliche Entwicklungskonzept (ISEK) der
Gemeinde Biblis anerkannt worden. Die Anerkennung ist jedoch an die Auflage geknüpft,
einen Beschluss über den Entwurf einer Stadtumbausatzung, mit Bezug auf den jeweils zu
Grunde liegenden Paragraphen des BauGB, zu fassen.
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31.12.2030
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VL-93/2019 Städtebauförderungsprogramm Stadtumbau in Hessen
hier: Festlegung des Stadtumbaugebiets

Beschlussentwurf:

Die Satzung über die Festlegung eines Stadtumbaugebiets, die der Anlage beigefügt ist, wird
beschlossen.
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VL-95/2019 Flurbereinigungsverfahren B44 Bürstadt-Bobstadt
hier: Verlegung der Gemeindegrenze Biblis/Bürstadt

Zunächst wird auf die VL-40/2015 verwiesen.

Die vom Flurbereinigungsverfahren betroffen Flurstücke sind nun vermessen und können
somit genau bezeichnet werden. Dies hat zur Folge, dass der Beschluss zur Verlegung der
Gemeindegrenze Biblis/Bürstadt endgültig gefasst werden kann.

In der Sitzung der Gemeindevertretung vom 06.05.2015 wurde darauf hingewiesen, dass das
Wegenutzungsrecht innerhalb der Jagdreviere geregelt werden muss, sodass den
Jagdpächtern keine Nachteile entstehen. Die privatrechtliche Vereinbarung mit der Stadt
Bürstadt zur Sicherstellung der Wegerechte ist noch zu treffen.
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VL-95/2019 Flurbereinigungsverfahren B44 Bürstadt-Bobstadt
hier: Verlegung der Gemeindegrenze Biblis/Bürstadt

Beschlusstext:

Die Gemeinde Biblis übernimmt die Gräben der Gemarkung Biblis, Flur 11, Nr. 495 und Flur 12,
Nr. 437 sowie den Weg Gemarkung Biblis, Flur 13, Nr. 264 in das Eigentum und die
Unterhaltungspflicht.
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VL-96/2019Bauleitplanung der Gemeinde Biblis
hier: Bebauungsplan Nr. 45 "Helfrichsgärtel III - 1. Änderung"
Beschluss zur erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit

Sach- und Rechtslage

Zur widerspruchsfreien Klärung von bauleitplanerischen und baurechtlichen Einzelheiten
(Grundstückszuschnitt) hat sich die erneute Offenlegung im Gespräch mit der Abteilung
Bauleitplanung und Bauaufsicht des Kreises Bergstraße als erforderlich erwiesen.
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VL-96/2019Bauleitplanung der Gemeinde Biblis
hier: Bebauungsplan Nr. 45 "Helfrichsgärtel III - 1. Änderung"
Beschluss zur erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit

Beschlusstext:

Der geänderte Entwurf wird gemäß § 4a Abs. 3 BauGB erneut offengelegt.
Die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange werden erneut zur
Stellungnahme aufgefordert (verkürzte Offenlegung).
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VL-97/2019 Bauleitplanung der Gemeinde Biblis – Einfacher Bebauungsplan Nr. 50
„Anbindung L3261 - B44" in der Kerngemeinde Biblis

Beschlussentwurf:

a) Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
eingegangenen Stellungnahmen zum vorliegenden einfachen Bebauungsplan werden
entsprechend den Vorschlägen der folgenden Auflistung, welche Bestandteil dieser
Beschlussfassung ist, fachlich beurteilt, beraten und behandelt.
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die Bürger, welche Einwendungen zum Inhalt des
einfachen Bebauungsplanes vorgebracht haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der
Gründe zu unterrichten.
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VL-97/2019 Bauleitplanung der Gemeinde Biblis – Einfacher Bebauungsplan Nr. 50
„Anbindung L3261 - B44" in der Kerngemeinde Biblis

Beschlussentwurf:

b) Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der betroffenen Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnah-men zum
einfachen Bebauungsplan werden entsprechend den Vorschlägen der folgenden
Auflistung, welche Bestandteil dieser Beschlussfassung ist, fachlich beurteilt, beraten und
behandelt.
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die Behörden und sonstigen Träger öffentli-cher
Belange, welche Einwendungen zum Inhalt des einfachen Bebauungsplanes vorgebracht
haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe zu unterrichten.
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VL-97/2019 Bauleitplanung der Gemeinde Biblis – Einfacher Bebauungsplan Nr. 50
„Anbindung L3261 - B44" in der Kerngemeinde Biblis

Beschlussentwurf:

c) Der einfache Bebauungsplan wird hiermit als Entwurf zur Durchführung der förmlichen
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der förmli-chen Beteiligung
der betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-ge gemäß § 4 Abs. 2
BauGB beschlossen.
Grundlage dieses Beschlusses ist der Planstand vom Juli 2019 unter Berücksichtigung der
Änderungen, die sich aus der erfolgten Behandlung der Stellungnahmen unter a) und b)
ergeben. Der Gemeindevorstand der Gemeinde Biblis wird beauftragt, die förmliche
öffentliche Auslegung des Entwurfes gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monates
durchzuführen.

30 GV 18. September 2019

VL-97/2019 Bauleitplanung der Gemeinde Biblis – Einfacher Bebauungsplan Nr. 50
„Anbindung L3261 - B44" in der Kerngemeinde Biblis

Beschlussentwurf:

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind über die förmliche Auslegung zu
unterrichten und um Stellungnahme mit Monatsfrist zu bitten. Alle im Rahmen der förmlichen
öffentlichen Auslegung sowie Behörden- und Trägerbeteiligung eingehenden Einwendungen
und sonstigen Äußerungen sind zu prüfen und mit fachlicher Beurteilung zur Beratung sowie
abschließenden Behandlung und Beschlussfassung vorzulegen. Dieser Beschluss ist mit Angabe
des Ortes und der Dauer der Auslegung ortsüblich bekannt zu machen.
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VL-99/2019 Gründung einer Wohnraumagentur im Kreis Bergstraße
hier: Entwurf der Kooperationsvereinbarung zur Verbesserung der
aktuellen Wohnraumsituation im Kreis Bergstraße
Sach- und Rechtslage:
Im Anhang dieser Vorlage befindet sich der am 05.09.2019 vom Kreis Bergstraße vorgestellte
Entwurf der Kooperationsvereinbarung zur Verbesserung der aktuellen Wohnraumsituation im
Kreis Bergstraße.

Der Kreis stellt den 22 kreisangehörigen Kommunen eine Summe i. H. v. 50.000,00 EUR zur
Verbesserung der Wohnraumsituation zur Verfügung. Wenn alle Kommunen diese Kooperation
eingehen kann jede Kommune 2.200,00 EUR erhalten. Es müssen jedoch mind. 15 Kommunen die
Vereinbarung zeichnen. Der Zuschuss i. H. der vorgenannten Summe wird letztendlich auf die
teilnehmenden Kommunen verteilt. Als Gegenleistung muss die Kommune zum jeweiligen
Stichtag einen adäquaten Ergebnisbericht vorlegen. Aus diesem Bericht hat hervorzugehen
welche Bemühungen bzw. Maßnahmen die Kommune ergriffen hat um die Wohnraumsituation zu
verbessern. Der Zuschuss ist also unabhängig vom Beitritt zur gGmbH Neue Wohnraumhilfe. Wie
hoch die Kosten für Biblis bei einem Beitritt zur gGmbH ist noch nicht bekannt.
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VL-99/2019 VL-99/2019 Gründung einer Wohnraumagentur im Kreis Bergstraße
hier: Entwurf der Kooperationsvereinbarung zur Verbesserung der
aktuellen Wohnraumsituation im Kreis Bergstraße

Beschlussentwurf:

Die Gemeindevertretung beschließt die Kooperationsvereinbarung mit dem Kreis Bergstraße
abzuschließen. Bevor finanzwirksame Vereinbarungen getroffen werden, bedarf es der
Zustimmung der Gemeindevertretung.



24.09.2019

19

37 GV 18. September 2019

MV-16/2019 Regionales Entwicklungskonzept Südhessen (REK)
hier: Kommunalsteckbrief Biblis

Regionales Entwicklungskonzept
Das Regionale Entwicklungskonzept Südhessen (REK) dient als informelles Planungskonzept für
die Neuaufstellung des Regionalplans Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans. Der
Schwerpunkt dieses fachlichen Inputs liegt auf den Themen Siedlung / Wohnen, Industrie /
Gewerbe und Logistik.
Zunächst wurde ein Raumbild erarbeitet, das die Grundzüge der räumlichen Entwicklung der
nächsten Jahre formuliert. Darauf aufbauend wurde ein Flächenkonzept vorgelegt, das unter
Berücksichtigung von kommunalen Planungsüberlegungen, Bedarfen, Nachfragen, Trends
sowie fachlicher Restriktionen und Raumeignungen einen Pool geeigneter Flächen für
Wohnen, Gewerbe und Logistik enthält.
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MV-16/2019 Regionales Entwicklungskonzept Südhessen (REK)
hier: Kommunalsteckbrief Biblis

Regionales Entwicklungskonzept
Dieser wurde auf rein fachlicher, regionaler Ebene hergeleitet, die kommunalpolitische Ebene
wurden zunächst außer Acht gelassen.
Der Flächenpool beinhaltet Prioritäre Flächen, die zunächst entwickelt werden sollen und
Weitere, die als Alternative dienen, falls bestimmte Standorte nicht entwickelt werden
können. Der Flächenpool enthält sowohl nicht entwickelte Potenziale aus dem Regionalplan
Südhessen 2010 / Regionalen Flächennutzungsplan, als auch neue Potenziale. Dabei wurde ein
besonderer Fokus auf Flächen der Innenentwicklung wie Baulücken,
Nachverdichtungspotenziale oder Konversionsareale gelegt, andererseits mit einer Erhöhung
der städtebaulichen Dichten gearbeitet, damit trotz hohem Bedarfsniveau möglichst wenige
Flächen in Anspruch genommen werden müssen.
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MV-16/2019 Regionales Entwicklungskonzept Südhessen (REK)
hier: Kommunalsteckbrief Biblis

Regionales Entwicklungskonzept
In den nächsten formellen Arbeitsschritten wird der Flächenpool fachlich geprüft und mit den
Kommunen Südhessens im Neuaufstellungsverfahren diskutiert. Ziel ist es nicht, dass
sämtliche Flächen in den neuen Plan übernommen werden, sondern dass eine möglichst große
Basis geeigneter Potenzialflächen zur Verfügung steht, damit auch unter Berücksichtigung des
Wegfalls einzelner Flächen die Anforderungen für eine geordnete räumliche Entwicklung
Südhessens erfüllt sind.
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MV-16/2019 Regionales Entwicklungskonzept Südhessen (REK)
hier: Kommunalsteckbrief Biblis

Kommunalsteckbriefe
Das Regionale Entwicklungskonzept Südhessen REK setzt sich zusammen aus einem Plan mit
dem gesamten Flächenpool und einer Broschüre mit konzeptionellen Aussagen und
Teilraumplänen auf Ebene der Oberzentren und Landkreise. Die konzeptionellen Aussagen des
REK sind ein fachlicher Vorschlag der insbesondere die Aspekte regionaler Planung berück-
sichtigt. Sie beinhalten zwar auch kommunale Überlegungen, spiegeln diese aber nicht
ausschließlich wider. Daher sind auf der Ebene der Bauleitplanung weitere vertiefende
Untersuchungen notwendig.
Neben der Broschüre wurden Steckbriefe für die 184 Kommunen Südhessens erstellt. Darin
sind die Prioritären und Weiteren Flächen für Wohnen, Gewerbe und Logistik enthalten. Im
Gegensatz zu den anderen Plänen werden in dem Steckbrief nicht nur die raumbedeutsamen
Flächenpotenziale über 5 ha, sondern auch darunter dargestellt, da diese insbesondere in
vielen kleineren Gemeinden die einzigen Entwicklungspotenziale sind.
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MV-16/2019 Regionales Entwicklungskonzept Südhessen (REK)
hier: Kommunalsteckbrief Biblis

Kommunalsteckbriefe
Die Größe der Flächen und Wohneinheiten kann in Einzelfällen von den Darstellungen in der
REK Broschüre abweichen, da diese den 1. Januar 2018 als Stichtag für die Flächenent-
wicklungsstände zugrunde legt. Neben den Flächendarstellungen werden auch Werte (in ha)
bzw. Wohneinheiten der vorgeschlagenen Potenziale aufgelistet. Außerdem sind statistische
Daten, Dichtewerte oder spezielle konzeptionelle Aussagen des REK wie die Raumkategorie
enthalten. Die Kommunalsteckbriefe werden jeweils der betreffenden Kommune zur
Verfügung gestellt, damit diese die Informationen im Rahmen des Neuaufstellungsverfahrens
oder in weiteren kommunalen Entwicklungsprozessen nutzen kann.
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MV-17/2019 Bebauungsplan Biblis Nr.1 "Die Brücklache"
hier: Möglichkeiten zur Aufteilung der Verfahrenskosten

Mitteilungstext
Zunächst wird auf die VL-87/2018 verwiesen. Die Verwaltung erhielt den Auftrag zu prüfen,
wie der von den Eigentümern zu entrichtende Ausgleichsbetrag für die Planungskosten zu
sichern ist.
Grundsätzlich soll die Kostenübernahme über städtebauliche Verträge geregelt werden, sodass
der Vertragspartner die Kosten und sonstigen Aufwendungen der Gemeinde übernimmt.
Hierbei bliebe jedoch offen, wie mit den Eigentümern verfahren wird, die keine weitere
Bauflächenausweisung auf ihrem Grundstück wünschen. Hier haben wir zum einen die
Alternative erörtert, diesen Eigentümern vertraglich die Möglichkeit einzuräumen, ihren Anteil
an den Planungskosten erst dann zu entrichten, wenn tatsächlich eine Hinterlandbebauung
stattfindet.
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MV-17/2019 Bebauungsplan Biblis Nr.1 "Die Brücklache"
hier: Möglichkeiten zur Aufteilung der Verfahrenskosten

Mitteilungstext
Die Zahlungsverpflichtung könnte dinglich im Grundbuch durch eine Sicherungshypothek zu
Gunsten der Gemeinde abgesichert werden. Zum anderen wäre auch denkbar, dass die
Gemeinde die Gesamtkosten i.H.v. ca. 20.000 € alleine auf die bauwilligen
Grundstückseigentümer umlegt. Der Geltungsbereich umfasst eine Gesamtgröße von 12.500
qm. Demzufolge errechnet sich pro Quadratmeter 1,60 € für die Verfahrenskosten.
Bei diesen doch sehr geringen Verfahrenskosten, die Erschließung erfolgt ohnehin über die
vorderen Grundstücke, sollte den Grundstückseigentümern im Rahmen einer
Anliegerversammlung verdeutlicht werden zu welchem Preis ihr Gartenland zu Bauland
werden kann.
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VL-98/2019 1)Abschluss von öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen
2)Nutzungsvertrag über Grundstücke
3)Personalüberleitungsvertrag

1. Abschluss von öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen:
a) Beitritt zum Zweckverband KMB und der Übertragung von Aufgaben der

Abwasserbeseitigung inklusive dem Kauf- und Übertragungsvertrag über das
Ortskanalnetz der Gemeinde Biblis

b) Durchführung von Aufgaben im Bereich Straßen- und Ingenieurbau
2. Nutzungsvertrag über Grundstücke
3. Personalüberleitungsvertrag
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VL-98/2019 1)Abschluss von öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen
2)Nutzungsvertrag über Grundstücke
3)Personalüberleitungsvertrag

Sach- und Rechtslage:

In der Sitzung der Gemeindevertretung am 26. September 2018 (VL-80/2018) wurde der
Grundsatzbeschluss zur Übertragung der Aufgabe Abwasserbeseitigung auf den Zweck-
verband Kommunalwirtschaft Mittlere Bergstraße (KMB) sowie der Aufgabendurchführung
im Bereich Straßen- und Ingenieurbau durch den KMB zum 01.01.2020 gemäß §§ 24, 25
Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) gefasst. Der Beitritt zum KMB soll nun
mit Abschluss der vorliegenden Vertragswerke vollzogen werden. Hierzu sind die öffentlich-
rechtlichen Vereinbarungen abzuschließen. Der Beitritt zum KMB soll zum 01.01.2020
erfolgen. Die Entwürfe zum Abschluss von
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VL-98/2019 1)Abschluss von öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen
2)Nutzungsvertrag über Grundstücke
3)Personalüberleitungsvertrag

Die Entwürfe zum Abschluss von

• öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen zur Übertragung von Aufgaben der
Abwasserbeseitigung durch den zum Beitritt der Gemeinde Biblis zum KMB inklusive des
Kauf- und Übertragungsvertrags über das Ortskanalnetz der Gemeinde Biblis,

• öffentliche-rechtlicher Vereinbarung zur Durchführung von Aufgaben im Straßen- und
Ingenieurbau, Vertrag zur Überlassung der Grundstücke zur Nutzung und der Gebäude als
wirtschaftliches Eigentum (Nutzungsüberlassungsvertrag)

• Personalüberleitungsvertrag,

wurden bereits allen Gemeindevertreterinnen/Gemeindevertretern mit separater Post oder per
Email (Ausgang 22.08.2019) zugesandt. Der Gemeindevorstand empfiehlt der
Gemeindevertretung, den vorliegenden Vereinbarungen zuzustimmen.
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VL-98/2019 1)Abschluss von öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen
2)Nutzungsvertrag über Grundstücke
3)Personalüberleitungsvertrag

Beschlussentwurf Teil I

Es wird beschlossen, dass die Gemeinde Biblis zum 01.01.2020 als Mitglied dem Zweck-
verband Kommunalwirtschaft Mittlere Bergstraße (KMB) beitritt. Der Gemeindevorstand
wird beauftragt, die nachstehenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen sowie die
zusätzlich notwendigen Vertragsregelungen abzuschließen:

• Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über den Beitritt der Gemeinde Biblis zum
Zweckverband Kommunalwirtschaft Mittlere Bergstraße und die Übertragung von
Aufgaben der Abwasserbeseitigung inklusive des Kauf- und Übertragungsvertrags
über das Ortskanalnetz der Gemeinde Biblis
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VL-98/2019 1)Abschluss von öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen
2)Nutzungsvertrag über Grundstücke
3)Personalüberleitungsvertrag

Beschlussentwurf Teil II

• Öffentliche-rechtliche Vereinbarung zur Durchführung von Aufgaben im Straßen-
und Ingenieurbau

• Vertrag zur Überlassung der Grundstücke zur Nutzung und der Gebäude als
wirtschaftliches Eigentum (Nutzungsüberlassungsvertrag)

• Personalüberleitungsvertrag
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VL-87/2019 Bildung einer Kommunalen Arbeitsgemeinschaft zur bedarfsgerechten und
nachhaltigen Sicherung der medizinischen Grundversorgung im Ried im Netzwerk NORIE
im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit (IKZ)
Sach-/Rechtslage
Am 22. März 2019 haben sich die Kommunen Biblis, Bürstadt, Einhausen, Groß-Rohrheim,
Lampertheim und Lorsch zu einem ersten Austausch bezüglich der Gesundheitsversorgung im Ried
getroffen. Als Ergebnis des Gespräches wurde vereinbart, das Netzwerk Ortsnahe Versorgung Ried
(NORIE) im Rahmen einer IKZ nach dem Vorbild des Netzwerks Ortsnahe Versorgung Odenwald
(NOVO) aufzubauen. Die Federführung des Projektes liegt beim Kreis Bergstraße, die vorgenannten
Kommunen wollen sich beteiligen.

Mit NORIE soll diese Vernetzung in einer interkommunalen Zusammenarbeit erreicht werden, die
durch das Land gefördert werden kann. Hierzu ist ein Grundsatzbeschluss der beteiligten Kommunen
durch ihre jeweiligen Beschlussorgane notwendig. Im nächsten Schritt wird dann die Kooperation in
Form einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung fixiert. Hierzu steht der Kreis im engen Austausch mit
dem Kompetenzzentrum für Interkommunale Zusammenarbeit (KIKZ) des Landes Hessen.
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VL-87/2019 Bildung einer Kommunalen Arbeitsgemeinschaft zur bedarfsgerechten und
nachhaltigen Sicherung der medizinischen Grundversorgung im Ried im Netzwerk NORIE
im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit (IKZ)

Sach-/Rechtslage
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 12. Juni 2019 (VL-47/2019) die interkommunale
Zusammenarbeit zur bedarfsgerechten und nachhaltigen Sicherung der medizinischen
Grundversorgung im Ried im Netzwerk NORIE (Netzwerk Ortsnahe Versorgung Ried) grundsätzlich
empfohlen. Vor der endgültigen Entscheidung durch die Gremien war die Frage der
Geschäftsführungskosten zu klären.

Seitens des Kreis Bergstraße wurde nochmals klargestellt, dass die Gründung des Netzwerks
keinerlei finanzielle Beteiligung oder Verpflichtung der Kommune erfordert. Für darüber hinaus
anfallende Kosten ist eine gesonderte Vereinbarung zu treffen, deren Zustimmung den zuständigen
Gremien obliegt.

54 GV 18. September 2019

VL-87/2019 Bildung einer Kommunalen Arbeitsgemeinschaft zur bedarfsgerechten und
nachhaltigen Sicherung der medizinischen Grundversorgung im Ried im Netzwerk NORIE
im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit (IKZ)

Beschlussentwurf:

Die Gemeindevertretung stimmt einer interkommunalen Zusammenarbeit (IKZ) auf dem Gebiet der
Gesundheitsversorgung zu. Der Gemeindevorstand wird weiterhin ermächtigt, die hierfür
notwendigen weiteren Schritte mit dem Kreis Bergstraße und den teilnehmenden Kommunen
vorzubereiten und abzuschließen. Die IKZ soll für mindestens 5 Jahre geschlossen werden.

Die Gemeindevertretung ist über den Projektfortgang zu unterrichten.
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VL-89/2019 Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2018
hier: Entlastung des Gemeindevorstands

Sach-/Rachtslage

Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2018 wurde vom Gemeindevorstand am 30. April 2019
fristgerecht aufgestellt. Die Prüfung durch das Revisionsamt des Kreises Bergstraße fand im Juli 2019
statt.

Das Abschlussgespräch mit dem Revisionsamt des Kreises Bergstraße fand am 14.08.2019 statt.

Der Prüfbericht des Revisionsamtes des Kreises Bergstraße sowie die Stellungnahme des
Gemeindevorstands der Gemeinde Biblis sind im Anhang zu entnehmen.

Gem. § 113 HGO ist der Jahresabschluss und der Schlussbericht der Gemeindevertretung
vorzulegen. Die Gemeindevertretung hat nach § 114 HGO über die Entlastung des
Gemeindevorstands zu entscheiden. Der Beschluss über den Jahresabschluss sowie die Entlastung
sind öffentlich bekannt zu machen. Im Anschluss an die Bekanntmachung ist der Jahresabschluss mit
dem Rechenschaftsbericht an sieben Tagen öffentlich auszulegen.
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VL-89/2019 Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2018
hier: Entlastung des Gemeindevorstands

Beschlussentwurf:

Der beigefügte Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2018 wird beschlossen.

Der Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses des Revisionsamtes des Kreises Bergstraße wird
zur Kenntnis genommen.

Dem Gemeindevorstand wird für das Haushaltsjahr 2018 Entlastung erteilt.
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MV-15/2019 Haushaltsvollzugsbericht: Januar bis August 2019

Mitteilungstext:

Im vorliegenden Haushaltsvollzugsbericht wird der derzeitige Stand des Haushaltsjahres 2019
(Januar bis August) dargestellt. Die hier enthaltene Prognose spiegelt lediglich die derzeitige
Einschätzung der künftigen Entwicklung wider.

Wesentliche Erläuterungen:

Im Ergebnishaushalt ist im Vergleich zum fortgeschriebenen Plan derzeit ein positives
Jahresergebnis in Höhe von 667 T€ zu erwarten. Der wesentliche Grund hierfür liegt in einer
außerordentlichen Gewerbesteuernachzahlung in Höhe von 2 Millionen Euro aus dem 1.
Quartal. Parallel dazu erhöht sich hierdurch jedoch auch die von der Gemeinde zu zahlende
Gewerbesteuerumlage bis zum Ende des Haushaltsjahres auf voraussichtlich 765 T€.
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MV-15/2019 Haushaltsvollzugsbericht: Januar bis August 2019

Die im 1. Quartal deutlichen Mindererträge beim Einkommensteueranteil konnten
erfreulicherweise durch deutlich höhere Zahlungen im 2. Quartal nahezu ausgeglichen
werden. Derzeit ist bei der Einkommensteuer im Vergleich zum Planansatz bis zum Ende des
Haushaltsjahres von Minderträgen in Höhe von ca. 50 T€ auszugehen.

Der gewählte Ansatz für den Einkommensteueranteil resultierte aus den Orientierungsdaten
des hessischen Finanzministeriums.

Ordentliches Ergebnis:

Stellt man die derzeit prognostizierten ordentlichen Erträge und Aufwendungen gegenüber, so
ist zum Jahresende mit einem positiven ordentlichen Ergebnis zu rechnen.
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Gemeinde Biblis

Darmstädter Straße 25 · 68647 Biblis

Tel. 06245 28-0 · Fax 06245 28-00

www.gemeinde-biblis.de

Danke für Ihre Aufmerksamkeit
und einen guten Heimweg!




